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In einem rezenten „Avis" des
Wirtschafts- und Sozialrats
prallen die Welt der
Arbeitnehmer und jene der
Arbeitgeber aufeinander. Es
geht um den Mindestlohn.
Der Mindestlohn. Für die einen
ist er eine wichtige Errungen-
schaft des Sozialstaates. Für die
anderen ist er der Stolperdraht,
über den vor allem kleine Unter-
nehmen auf ihrem Weg zu inter-
nationalem Ansehen und Profit
fallen.

Zum Beginn des Sommers und
im Auftrag der Regierung hat der
Wirtschafts- und Sozialrat (CES)
eine Studie veröffentlicht, die
sich mit den Segen sowie den
Ach und Weh des Mindestlohns
beschäftigt.

Zu Beginn steht die Feststel-
lung, dass der Mindestlohn in
Luxemburg als eines der ersten
Nachkriegsgesetze bereits im De-
zember 1944 eingeführt wurde.
Heute wird der Mindestlohn über
das Arbeitsrecht geregelt und
man unterscheidet in Luxemburg
zwischen dem unqualifizierten
und dem qualifizierten Mindest-
lohn, der um 20 Prozent höher
liegt.

Der Mindestlohn kann auf zwei
Arten steigen. Zum einen gibt es
eine automatische Anpassung an
die Steigerung der Lebenshal-
tungskosten, zum anderen soll
der Mindestlohn an die Wirt-
schaftlichen Begebenheiten an-
gepasst werden, um die Arbeiter
am Wirtschaftswachstum zu be-
teiligen. Zu diesem Zweck
zwingt das Arbeitsrecht die Re-
gierung, dem Parlament regelmä-
ßig Berichte über Wachstum und
Einkommen vorzulegen sowie
gegebenenfalls ein Gesetzespro-
jekt zur Änderung des Mindest-
lohnes.

Der Bericht beleuchtet den
Mindestlohn gleich von zwei Sei-
ten. Einmal aus der Sicht des
„Groupe Patronal" des CES und
einmal aus der Perspektive seines
„Groupe salarial".

Die Arbeitgeber stellten den
Mindestlohn und seine inklusive

Wirkung in der Gesellschaft
nicht grundsätzlich in Frage,
stellt der CES fest. Die quasi au-
tomatische Reevaluierung, die al-
le zwei Jahre stattfindet, obwohl
sie nur fakultativ sei, berge aber
das reale Risiko, ungewünschte
bis kontraproduktive Effekte zu
haben, insbesondere auf das Ni-
veau der nicht -qualifizierten Be-
schäftigung.

Seit dem 1. Januar dieses Jahres
liegt der Mindestlohn bei
1.998,59 Euro und der qualifi-
zierte Mindestlohn bei 2.398,30
Euro. Damit stieg der Mindest-
lohn zuletzt um 1,4 Prozent. Zwi-
schen 2000 und 2015 sei der Min-
destlohn um 58 Prozent gestie-
gen.

Proc u Ktivität
bestimmt den Loln
Rund 45.000 Angestellte verdien-
ten den Mindestlohn oder nur
knapp darüber — 12 Prozent der
Angestellten des Privatsektors. In
einigen Sektoren wie dem Hotel-
gewerbe (38%) und der Land -
und Forstwirtschaft (36%) sowie
dem Handel (23%) sei der Anteil
aber höher.

Seit mehreren Jahrzehnten
(sie!) aber bewege sich die Pro-
duktivität in Luxemburg nur
schleppend voran, so der „Grou-
pe patronal" des CES. Laut Zah-
len der Europäischen Kommissi-
on ist die Produktivität in Luxem-
burg zwischen 2005 und 2016
weniger stark gewachsen als in
den Nachbarländern.

Dieser ausbleibende Anstieg
der Produktivität sei denn auch
der Grund dafür, dass die Real-
löhne in Luxemburg, ausgenom-
men die automatische Lohninde-
xierung, in den letzten Jahren
nicht sonderlich gestiegen sind.

In der Theorie könnte der
Lohndruck durch den Mindest-
lohn dazu führen, dass die Unter-
nehmen durch Investitionen und
Schulungen der Mitarbeiter ihre
Produktivität steigern würden.
Tatsächlich aber grenze der Min-

destlohn eher schwer vermittel-
bare Arbeitnehmer vom Arbeits-
markt aus, führe zu einem Wett-
bewerbsnachteil und fördere die
Praxis, sich immer mehr im Aus-
land um Mitarbeiter zu bemühen,
die immer höher qualifiziert sei-
en.

Der Mindestlohn in Luxemburg
ist nach Abzug der Steuern der
höchste weltweit nach Austra-
lien. Damit sei er ein wahres
Hemmnis, gering qualifizierte
oder junge, unerfahrene Mitar-
beiter einzustellen.

Es liege in der Natur dieser Art
Lohnanstieg, dass sie eine Preis-
erhöhung mit sich bringen. Denn
die Arbeitgeber könnten gewillt
sein, die höheren Lohnkosten
durch eine Preiserhöhung wieder
wettzumachen. Es entstünde In-
flationsdruck. Der CES räumt al-
lerdings auch ein, dass das Infla-
tionsniveau in Luxemburg nied-
rig sei. Tatsächlich liegt es unter
den zwei Prozent, die die EZB als
optimal erachtet.

Auch wenn man dazu verleitet
sei, so eine Anhebung des Min-
destlohnes mit den, sehr hohen
Immobilienpreisen in Luxem-
burg zu erklären, so sei dies je-
doch ein falscher Schluss. Denn:
der Mindestlohn müsse norma-
lerweise am Arbeitsmarkt ent-
schieden werden und nicht am
Immobilienmarkt. Der Mindest-
lohn müsse losgelöst von den
Problemen am Immobilienmarkt
behandelt werden. Hier emp-
fiehlt der. „Groupe patronal" des
CES im übrigen, dass nicht jeder
Eigentümer sein müsse und man
neue, flexiblere Wohnformen fin-
den solle.

Für den „Groupe patronal" ist
die Arbeit ein wichtiger Inklusi-
onsfaktor und ein wichtiges In-
strument im Kampf gegen die Ar-
mut.

Zum Thema Armut schreibt die
Gruppe, dass die angewandte
Methode, diese festzustellen,
nicht Armut im eigentlichen
Sinn, sondern vielmehr Unter-
schiede in der Bevölkerung misst.
Wenn die Luxemburger Wirt-
schaft hoch bezahlte, hoch quali-



fizierte Arbeitskräfte anzieht,
steigt damit das Medianeinkom-
men und die Geringverdiener
werden als Resultat „ärmer", oh-
ne tatsächlich weniger zu verdie-
nen. Hier seien Sozialtransfers
ein gutes Mittel, um diese Unter-
schiede abzubauen.

Der „Groupe patronal" des
CES schlüssfolgert, dass Appelle,
den Mindestlohn zu erhöhen, ein
emotionales Element enthielten.
Allerdings laufe man damit Ge-
fahr, „noch mehr zu vergiften".

Der „Groupe salarial" hingegen
fordert ein allgemeines Ansteigen
des Lohnniveaus in Europa und
eine Konvergenz der europäi-
schen Löhne nach oben hin. Die

Arbeitnehmer müssten an der ak-
tuellen und vergangenen Steige-
rung der Produktivität beteiligt
werden, schreibt diese Gruppe
des CES.

Außerdem sei das Leben nahe
der Armutsgrenze nicht mir ein
soziales Problem, sondern sei
auch verheerend für die Nachfra-
ge und damit die Wirtschaft.

In Fettschrift fordert der „Grou-
pe salarial" des CES, dass die be-
treffenden Institutionen (IGSS
und Statec) endlich die Möglich-
keit und die Erlaubnis kriegen,
um Daten zur genauen Vertei-
lung der Gehälter in Luxemburg
zu veröffentlichen.

Mindestloin
zu niedrig
Der „Groupe salarial" des CES
relativiert auch die Höhe des
Mindestlohnes in Luxemburg.
Seine Höhe entspreche 45 Pro-
zent des Durchschnittseinkom-
mens des Landes. Dies sei nicht
viel mehr als in Belgien (42%)
und in Deutschland (43%) und

sogar weniger als in Frankreich
(50%).

Wenn man den Mindestlohn
auch als ein Instrument zur Ver-
minderung der Ungleichheit se-
he, dann müsse man eben auch
die Situation im Land in die Be-
rechnung mit einbeziehen, so der
„Groupe salarial".

Der Mindestlohn entspricht
dann 25 Prozent des BIP pro
Kopf (bereinigt um die Verzer-
rung, die üblicherweise in Lu-
xemburg durch die vielen Grenz-
gänger entsteht). Damit liegt Lu-
xemburg im europäischen Ver-
gleich sehr weit hinten.

Auch wenn der Mindestlohn
klar eine Begrenzung nach unten
sei und die Vermehrung der Zahl
der Arbeitnehmer mit geringem
Einkommen beschränke. Aller-
dings reiche er nicht aus, um die
Zahl der Erwerbsarmen in Lu-
xemburg zu reduzieren. Die Zahl
der Erwerbsarmen in Luxemburg
sei eine der höchsten in Europa.

Der Netto -Mindestlohn liege
derzeit unter der letztberechne-
ten Armutsgrenze von 1.763
Euro pro Monat.

Die klassische Wirtschaftslehre
sieht im Gehalt lediglich den
Preis der Arbeit. Im Spiel von An-
gebot und Nachfrage sinkt die
Nachfrage nach Arbeitskräften,
wenn der Preis steigt.

Die keynesianische Lehre aber,
so der „Groupe salarial", denke
auch daran, die Auswirkungen
einer Aufwertung der Gehälter
auf andere Aggregate, insbeson-
dere die Nachfrage nach Kon-
sumgütern, mit einzubeziehen.
Dieses Mehr an Konsum würde
einer Verringerung der Nachfra-
ge nach Arbeitskräften entgegen-
wirken.

Um die Situation der Gering-
verdiener zu verbessern, schlägt

der „Groupe salarial" des CES ei-
ne Erhöhung des Mindestlohnes
um mindestens 10 Prozent vor.
Die Gruppe geht nicht davon
aus, dass dadurch mehr Arbeits-
losigkeit geschaffen wird.

Die Gruppe diskutiert in dem
Papier auch, den Mindestlohn
ganz von der Steuer auszuneh-
men. Ein Mindestlohnempfänger
bezahlt derzeit ungefähr 80 Euro
Steuern im Monat.

Das „Groupement salarial" hält
weiter fest, dass obwohl der Min-
destlohn ein Instrument ist, um
Ungleichheiten auszubügeln,
diese in den letzten Jahren weiter
gestiegen sind. Dies habe auch
damit zu tun, dass die fünf Pro-
zent mit den höchsten Gehältern
aus der Berechnung des Refe-
renzrahmens ausgeschlossen
sind. Aus der Berechung werden
die 5 Prozent höchsten Gehälter
sowie die 20 Prozent niedrigsten
Gehälter absichtlich herausge-
rechnet.

Der Mindestlohn könne hoch
erscheinen, schreibt die Gruppe
in ihrer Schlussfolgerung. In An-
betracht des Lebensstandards in
Luxemburg sei dies aber ein
Trugschluss.

Zahlreiche empirische Studien
belegten, dass eine Erhöhung
oder Einführung eines Mindest-
lohnes eben keine Arbeitsplätze
vernichte.

Hier prallen also in einem ge-
meinsamen „Avis" zwei Welten
aufeinander. Die der Arbeitgeber,
die Gefahren im Mindestlohn er-
kennen, und die der Arbeitneh-
mer, die sich einen höheren Min-
destlohn wünschen und argu-
mentieren, die Ängste der Arbeit-
geber hätten keinen Bestand. In-
teressant: Keine der beiden Sei-
ten stellt das Prinzip Mindest-
lohn an sich infrage.


